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Erster Teil 

Einführung 

§ 1 Problemstellung 

A. Gegenstand der Untersuchung 

Finden sich in Betriebsvereinbanmgen lediglich organisatorische Rege-

lungen oder solche zugunsten des einzelnen, so sind ihre Rechtswirkungen 

unter dem Aspekt des Individualschutzes nicht weiter bedenklich: Begünsti-

gungen, die man nicht will, braucht man nicht entgegenzunehmen 1. Sobald 

aber Betriebsvereinbanmgen in die Rechtsstellung der Belegschaftsangehöri-

gen belastend eingreifen, werden Gefahren für die Freiheit des einzelnen her-

aufbeschworen. Es stellt sich dann die Frage, ob und, wenn ja, unter welchen 
Voraussetzungen Eingriffe in die Rechtsstellung von Individuen zulässig sind. 
Dies ist das Thema der vorliegenden Untersuchung. 

Die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts2 sowie die überwiegende 

Meinung im Schrifttum3 gehen in wohl seltener Einmütigkeit davon aus, daß 

eingreifende Betriebsvereinbarungen möglich sind, und zwar sowohl durch Be-

1 Allgemeiner Rechtsgedanke, vgl. etwa Richardi, KollektivgewaIt, S. 320 ftir die 
Betriebsvereinbarung sowie Sachs, VerwArch 74 (1983), 25, 35 für die normsetzende 
Vereinbarung im öffentlichen Recht (jeweils unter Berufung auf die ratio des § 333 
BGB). 

2 BAG, AP NT. 9 zu § 87 BetrVG 1972 - Arbeitszeit; AP NT. 23 zu § 77 BetrVG 
1972. 

3 Ahrend, FS HilgerlStumpf, S. 17, 25; Biberacher, Betriebliche Rechtsetzungs-
macht, S. 140; W. Blomeyer, NZA 1985,641,645 f.; ders., DB 1987,634,637; Dietz! 
Richardi, BetrVG, § 77 Rnz. 125; Richardi, ZfA 1990,211,241; ders., ZfA 1992,307, 
319; H. Hanau, Individualautonomie und Mitbestimmung, S. 128 ff.; P. Hanau, Gern. 
Anm. zu AP Nm. 4 u. 6 zu § 77 BetrVG 1972; Hilger/Stumpf, FS G. Müller, S. 209, 
214 ff.; Jobs, DB 1986, 1120 ff.; Joost, RdA 1989,7,9,17 f. u. Fn. 114; Leinemann, 
DB 1990,732,735 fI.; Löwisch, DB 1983, 1709, 1710; ders., ZGR 13 (1984),272,283 
f.; K.-P. Martens, RdA 1983,217,218 ff.; Rühle, ZIP 1984,411,415. 



22 Teil 1: Einführung 

triebsvereinbarungen im Rahmen der sog. notwendigen Mitbestirnrnung4 als 

auch durch sog. freiwillige Betriebsvereinbarungen5. 

So hält man es beispielsweise fiir zulässig, Kurzarbeit durch eine Be-

triebsvereinbarung anzuordnen6, Vertragsstrafen einzuführen7, eine Betriebs-

bußenordnung zu erlassen8, Ausschlußfristen für das Geltendrnachen von -

nicht auf einer Betriebsvereinbarung beruhenden - Ansprüchen aus dem Ar-

beitsverhältnis zu normieren9, die Lohnzahlung von barer auf unbare Zahlweise 

umzustellenlO sowie auf grund allgemeiner Arbeitsbedingungen gewährte Sozi-

alleistungen zu kürzen)), ohne daß all dies das Vorhandensein einer ent-

sprechenden individualrechtlichen Grundlage voraussetzte; Belastungsgrund 

sei vielmehr allein die Betriebsvereinbarung. Im Hinblick auf weitere Inhalte 

ließe sich daran denken, den Arbeitnehmern durch eine Betriebsvereinbarung 

die Kosten ihrer Arbeitskleidung aufzuerlegen12, eine sog. "Viertagewoche" 

einzuführen13 oder etwa die zum Zwecke der Finanzierung der Pflegeversiche-

4 Notwendig ist die Mitbestimmung des Betriebsrats in den sozialen Angelegenhei-
ten des § 87 BetrVG. Dies bedeutet, daß eine Maßnahme des Arbeitgebers nur wirksam 
ist, wenn der Betriebsrat mitbestimmt hat, so die h.M., vgl. Wiese, in: GK-BetrVG, § 87 
Rnz. 91 mit umfassenden Nachweisen in Rnz. 92; a.A. Dietz, 1. FS Nipperdey, S. 147 
ff. und ihm folgend Richardi. Kollektivgewalt. S. 291 ff. Das Mitbestimmungsrecht 
kann in den Angelegenheiten des § 87 BetrVG auch durch den Abschluß einer Be-
triebsvereinbarung ausgeübt werden, den beide Seiten notfalls über die Einigungsstelle 
erzwingen können, BAG, AP Nr. 21 zu § 77 BetrVG 1972; AP Nr. 6 zu § 87 BetrVG 
1972 - Auszahlung; BAG (GS), NZA 1991, 749, 753; Lieb, Arbeitsrecht, S. 213; 
GalperinlLöwisch, BetrVG, § 87 Rnz. 34. 

5 Freiwillige Betriebsvereinbarungen zeichnet demgegenüber aus, daß sie nur im 
Einvernehmen zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat geschlossen werden können, 
Wiese, in: GK-BetrVG, § 88 Rnz. 3. 

6 BAG, NZA 1991,607. 

7 BAG, AP Nr. 52 zu § 77 BetrVG 1972. 

8 AP Nr. 1 zu § 56 BetrVG - Betriebsbuße; AP Nm. 1 u. 12 zu § 87 BetrVG 1972 
- Betriebsbuße. 

9 BAG, NZA 1991,734. 

10 BAGE 29, 40, 43 f.; AP Nr. 6 zu § 87 BetrVG 1972 - Auszahlung; Dietzl 
Richardi, BetrVG, § 87 Rnz. 280; FittinglKaiseriHeitheriEngels, BetrVG, § 87 Rnz. 
146. 

11 BAG, AP Nr. 17 zu § 77 BetrVG 1972 (im Hinblick auf die mit Kürzungen ver-
bundene Umstrukturierung im Rahmen des kollektiven GÜnstigkeitsvergleichs). 

12 Ablehnend BAG, SAE 1994,316. 

13 Dazu Löwisch, BB 1993,2371 (ablehnend). 
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rung im Jahre 1994 abgeschafften Feiertage durch Abschluß einer Betriebsver-

einbarung wieder zu Tagen der Arbeitsruhe zu erklären!4. 

B. Praktische Bedeutung des Themas 

Die Frage nach der Zulässigkeit eingreifender Betriebsvereinbarungen ist 

von einer gewissen Brisanz, denn das System der Kollektivverträge ist in Be-

wegung geraten. Seit Anfang der achtziger Jahre befmden sich der Tarifvertrag 

auf dem Rückzug und die Betriebsvereinbarung auf dem Vormarsch! 5. Unter 

den Schlagworten Dynamisierung, Flexibilisierung und Deregulierung von 

Wirtschaft und Arbeitswelt!6, Arbeitsplatzsicherung sowie "Wirtschaftsstandort 

Deutschland" artikuliert sich zunehmend das Bedürfnis nach Arbeitsbedingun-

gen, die unter Berücksichtigung struktureller und geographischer Besonderhei-

ten den individuellen Verhältnissen des einzelnen Betriebes angepaßt sind!7. 

I. Schwächen des Tarifvertrages 

Der Flächentarifvertrag ist zu grobmaschig, als daß er diesem Bedürfnis ge-

recht werden könnte. Auch lassen sich allein auf seiner Grundlage Belastungen 

aller Belegschaftsangehörigen wegen der für seine Geltung notwendigen Ta-

rifbindung nicht erreichen (§§ 3 Abs. 1,4 Abs. 1 TVG)18, da nicht alle Arbeit-

nehmer einer Koalition angehören werden. Dies hat der problematische Fall der 

Arbeitszeitverkürzung ohne vollen Lohnausgleich im Rahmen des sog. "Leber-

14 Über die Einführung von Tagen der Arbeitsruhe wurde schon auf dem 43. Juri-
stentag 1960 diskutiert, vgl. dazu Kauffmann, NJW 1961, 204, 205 (allerdings sollte 
dies nicht durch den Abschluß einer Betriebsvereinbarung, sondern durch einen ge-
meinsamen Beschluß aller Arbeitnehmer und des Arbeitgebers geschehen). Das Bun-
desarbeitsgericht hält die Einführung arbeitsfreier Tage zwischen Weihnachten und 
Neujahr auf der Grundlage von § 87 Abs. I Nr. 3 BetrVG für möglich, EzA § 1 
LohnfortzG Nr. 71; anders zum alten Recht noch BAG, AP Nr. 14 zu § 56 BetrVG. 

15 Kissel, NJW 1994,217,219. 

16 Zöllner, ZfA 1988,265 ff. 

17 Kissel,NJWI994,217,219. 
18 Vgl. dazu auch Kissel, NJW 1994,217,219. 
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